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In Sachen

Y'ägers und Revisionsklägers9

Prozeßbevollnächtigter;

_egen

die Bundesbahn—Umfallversicherungsbehörde
Hannover, Hannover‚ Ernst—August—l1atz 8,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 20 Senat des Bundessozialgcrichts auf die

mündliche Verhandlung vom 29° Januar 1959,

für Recht erkannt;

Das Urteil des Landessozialgerichts Celle vom

f\) O
N

„ September 1956 wird mit den ihm zugrunde lie—

genden Feststellungen aufgehoben; Die Sache wird

ur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die—z

ses Landessozialgericht zurückverwiescna

Von Rechts wegen
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G r ü n d e :—o—-—_——-_——_—.— „„....

I

Der im Dezember 1927 geborene Kläger war seit Juli 1945 als

Lokomotiv—Schlosser im Bahnbetriebswerk Bremen—Hauptbahnhof

beschäftigt, Das Bahnbetriebswerk befand sich nördlich der

Bahnsteige und Gleisanlagen, das Bahnhofsgebäude mit der Be—

triebsküche, in der das Bahnpersonal verpflegt wurde, auf

deren Südseite, Am 30° Dezember 1945 ist der Kläger von ei—

nem um 13,28 Uhr aus östlicher Richtung auf Gleis 2 ein—

fahrenden Güterzug erfaßt und dabei so schwer verletzt wor—

den, daß ihm später der rechte Fuß amputiert werden mußte„

In der am folgenden Tag abgefaßten, vom Kläger während sei—

nes Krankenhausaufenthalts im Januar 1946 unter ehriftlich

bestätigten Unfallanzeige wurde das Zustand kommen des Un—

falls folgendermaßen geschildert:

"Sekxxxxx hatte am 30,12.1945 von 7,00 bis 19,00
Uhr Dienst als Lokschlosser im Bw Bremen Hbf„
Gegen 13,30 Uhr sammelte er nach seiner eigenen Anga—
be im Gleis 2 Bf Bremen Hbf° Zigarettenreste von einem
dort abgefertigten Truppenzug„ Sch° sah aus Ri
Stw I einen Güterzug kommen, glaubte jedoch, daß
dieser auf dem Gleis 1 vorbeifahren wurde, Als
er seinen Irrtum bemerkte, war es für ihn schon
zu spät, aus Gleis 2 nach der dem Bstg abgewandten
Seite herauszuspringenc"

__ „

In seinem eigenhändigen Unfallbericht vom 40 September 19ß6
gab der Kläger hingegen folgende Darstellung:

"Am 30„12„1945 kam ich mittags um etwa 15,50 Uhr
vom Essen aus der Betriebskücheo Da ich noch
einen Freund erwartete und meine Zeit es noch
erlaubte, blieb ich noch auf Bahnsteig 1, Hier
wurde ein Truppenzug abgefertigt, wobei ich von
den Soldaten Zigaretten und Zigarettenreste
bekommen haben Dieses war auf dem Bahnsteig und
nicht, wie es in dem anderen Beri ht heißt, daß
ich die Zigarettenreste zwischen den Gleisen
gesammelt haben soll, Etwa 10 bis 15 Minuten
später nach der Abfahrt des Zuges wollte ich,
da meine Pause nun zu Ende war, zur Arbeits—
stelle zurückgehen„ Ich ging die Bahnsteigtreppe

3

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

runter und sah dort einen Ö12ug kommen„ Er fuhr
von Gleis 6 oder 7 rüber nach Gleis 10 Ich habe
aber die weiche, die dahinter war, nicht beach—
tct„ Dabei drehte ich mich um und wollte gerade
übers Gleis gehenc Da hörte ich plötzlich nur
noch ein lautes Schnaufen der Lok und ich bekam
einen Schlag vor den Kopf„"

Die Beklagte forderte hierauf noch einen dienstlichen Be—

richt an, welcher am 26° September 1946 von Amtmann.Nxxx■,

Hauptbahnhof Bremen, erstattet und von sanitäter'ltixxxxx
,

der den Verletzten zuerst betreut hatte, unterschriftlich

bestätigt wurde° Darin hieß es, auf der SanitätswaChe habe

der Kläger, der unter Schmerzen litt9 aber bei vollem Be—

wußtsein war‚ den Bahnbeamten angegeben, er habe sich ein

paar Zigarettenreste aufgesucht und dabei einen durchfah—

renden Zug nicht bemerkt; auf Vorhaltungen, wie er einiger

Zigarettenreste wegen seine Gesundheit so leichtfertig

gefährden könne, habe er nichts zu entgeghen gewußt° Ferner

berichtete Amtmann Nxxxxn der Truppenzug sei schon um

12,59 Uhr abgefahren; die Unfallstelle liege weit entfernt
lvon dem Abkürzungsweg, auf dem der Kläger von der Betriebe—

küche zum Bahnbetriebswerk hätte gelangen können° .

Hit Beecheid vom 5„ November 1946, welcher der Mutter des

Klägers zugestellt wurde, lehnte die Beklagte die‘Gewährung

der Unfallentschädigung ab mit der Begründung, der Kläger

habe nicht den vorgeschriebenen Weg von der Betriebsküche

zur Arbeitsstätte benutzt und sei bei verbotswidrigeri

eigcnwirtschaftlicher Tätigkeit—verunglücktc

Al 10„ Mai 1949 legte der Kläger bei dem Oberversicherungs—

amt (OVA„) für den Reichsbahndirektionsbezirk Hannover Be—

rufung eine Das OVAw vernahm die Zeugen le'5xxxxx und G:exxaz

‘Der Sanitäter stxxxxx bekundete, der Kläger habe auf Era—Q„

gen, was er gemacht hätte, keine Antwort gegeben; vermut—

lich — das könne der Zeuge aber nur unterstellen — habe der

Kläger Zigarettenkiypen aufgeeammelto — Inspektor Gxxxxx

gab an‚ erst seit 1949 im Bremer Hauptbahnhof tätig zu
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sein; er schilderte, wie seinerzeit die Zugänge zum

Bahnbetriebswerk geregelt und die Bediensteten hierüber

belehrt vorcien wareno — Das OVA„ eh die Beru.fung des K1ü—

gers als fristgerecht an9 da der angefochtene Bescheid

cht dem Jugendamt als dem damaligen gesetzlichen Vertreter

des Klägers zugestellt worden war; mit Urteil vom 19„ April

1951 wies es jedoch die Berufung als unbegründet zurück„

Der hierzegen vom Kläger fristgerecht eingelegte Re}curs

wurde als Berufung beim Oberverweltungsgericht Lüneburg

echte hä ng1g; dieses gab nach dem Inkrafttreten des Sozi—

lgcriehtsg setzes (SGG) die Sache an das Landessozislge—

richt (LSGJ Celle ab„ An der mündlichen Verhandlung vor
„dem LSG° nahm der Kläger teil; ausweislieh der Niederschrift

wurden die Beteiligten gehört und das Sach— und Streitver—

hältnis mit ihnen erörtert Das LSG hat die Berui'ung mit

Urteil vom 26° September 1956 zurückgewiesen und die Revi—

sion nicht zugelassen: Gegen den Beecheid der Beklagten

sei mangels Zustellung keine Frist gelaufen° Der Versiche-

rungeschutz für den streitigen Unfall hänge davon ab, was
der Kläger — nach Beendigung seines zweifellos eigenwirt—

schaftlichen Aufenthalts auf Bahnsteig 1 — mit dem H1nunter—

steigen auf das Gleis 2 unmittelbar bezweckt habe° Ein Ar—

beitsunfell sei anzunehmen, wenn der Kläger verbotsuidrig

das Gleis betreten habe, um seine Arbeitsstätte zu errei—

chen und nur nebenbei vielleicht noch Zigarettenreste von
Gleis zu sammeln; habe er aber das Gleis nur betreten, um

Zigarettenreste zu suchen und sei er während dieser Suche

angefe hren worden, so entfalle der Versicherungsschutz„

Das LSG. hält es für wahrscheinlicher‚ daß der Unfall auf

die letz tgenennte Weis e eingetreten ist In Ermangelung von
Augenzeugen der zum Unfall führenden Vorgänge ist das LSG„

bei der Be eiswürdigung von den Darstellungen des Klägers

eusgcbi„ben° Hierbei hält es die in der Unfallanzcige ent—

haltene, vom K1uger unters chriebene Schilder ung schon grund—

sätzlich für gleubhefter als den späteren eigenen Unfallbe—

richt des Klägers vom 41 September 1946, denn es sei eine
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Erfahrungstatsache, daß in der Regel der ersten Darstellung

nach dem Unfall der Vorzug gegeben werden müsse vor spä—

teren, zweckb3stimmtcn Angaben„ Außerdem aber könne der Un—

fallbericht vom 4° September 1946 auch wegen der irrigen

Zeitangaben des Klägers sowie deshalb nicht stimmen, weil

aus der eigenen Darstellung des Klägers zu folgern sei; daß

er sich geraume Zeit auf dem Gleis 2 aufgehalten haben mus—"

se; dies beweise ein Blick auf den Bahnhofslageplana

Gegen das am 12„ Oktober 1956 zugestellte Urteil hat derf

Kläger am 6c November 1956 Revision eingelegt und zugleich

um Verlängerung der Begründungsfrist bis zum 15„ Dezember

1956 gebeten° Dem Gesuch wurde entsprochen° Auf seinen am

8„ Dezember 1956 eingegangenen Antrag wurde die‘Frist für

die Revisionsbegrundung durch Verfügung vom 10° DeZember

1956 nochmals verlängert bis zum 12° Januar 1957c In der

am 12„ Januar 1957 eingegangenen Revisionsbegründüng ’

rügt der Kläger als wesentliche Verfahrensmähgel (@ 162

Abs. 1 Nr. 2 SGG) Verstöße des LSG„ gegen @@1039 1069 112

und 128 SGG: Das LSG° hätte dem Kläger in der mündlichen

Verhandlung Gelegenheit geben müssen, seine schriftlichen

Unfalldarstellungen zu erläutern° Infolge der Unterlassung

dieser Maßnahme habe das LSG° den Unfallbericht des Klä—

gers vom 4° September 1956 falsch gedeutet;xdie vom LSG„

aus diesem Bericht in Verbindung mit dem Bahnhofslageplan

gezogene Schlußfolgerung, der Kläger müsse sich geraume

Zeit in Gleis 2 aufgehalten haben, sei unhaltbar; vielmehr

könne bei Zugrundelegung dieser Angaben der Zeitraum zwi—

schen dem Augenblick, als der Kläger beim Hin—unterstei—

gen den Güterzug erblickte, und dem Unfall nur mit eini—

gen Sekunden angenommen werden° Das LSG° habe auch zu Un—

recht eine Vernehmung des Amtmanns Nxxxxk sowie eine Au—

genscheinseinnahme unterlassen° Ferner habe es die bahn—

amtlichen Ermittlungsergebnisse unzutreffend gewürdigt

und sich mit der Aussage des Zeugen Mxxxxxxx in der Ver—

handlung vor dem OVA„ nicht auseinandergesetzt( Der Kla—

ger beantragt,
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unter Aufhebung der vorinstanzlichen Entschei—

dungen die Beklagte dem Grunde nach zur Gewäh—

rung der Uhfallentschädigung zu verurteilen„

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

1ilfsweise,

sie zurückzuweisen°

Sie meint, der Kläger habe die Revisionsbegründungsfrist

versäumt, denn @ 164 Abs° 1 Satz 2 SGG lasse eine zweimnlige

Fristverlängerung nicht zu° Die von der Revision gerügten

Verfahrensmängel liegen nach Ansicht der Beklagten nicht

vor„ Der Kläger habe genügend Gelegenheit gehabt, seinen

Unfallbericht schriftsätzlich zu erläutern° Dieser Beri ht

sei im übrigen widersprüchlich und ohne Beweiswert, mit

Recht sei das LSG° daher dem dienstlichen Bericht des

Amtmenns Netzel gefolgt° Dem sachlich—rechtlichen Standpunkt

des LSG„ widerspricht die Beklagte; sie vertritt die Auf—

fassung, der nach 5 543 Abs° 1 Satz 1 der Reicheversiche—

rungsordnung (RVG) zu beurteilende Versicherungsschutz ent—

falle hier, weil der Kläger nicht den üblichen Weg zur Ar—

beitsstätte benutzt habe„ "I' ‘ ' '

Der Kläger hat wegen der etwaigen Versäumung der Revisions—

begründungsfrist die Gewährung der Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand beantragtt In einem am 13° November 1957 ein—

gegangenen Schriftsatz hat er schließlich ger gt, des LSG_

Celle sei für die Ents;heidung über seine Berufung örtlich

unzuständig gewesen; er hat demgemäß beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Sache zur erneuten Verhandlung zuständigkeits.el—

ber an das Landessozielgericht Bremen zu verweisen\

Für den Fall, daß diese Rüge als verspätet erachtet werde,

hat er die Gewährung der Wiedereinsetzung in den vorigen

tend beantragt„

_ 7 _
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II

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt wordena

Die Revisionsbegründung ist allerdings nicht innerhalb der

zunächst bis zum 15° Dezember 1956 verlängerten Frist‚ son—
dern erst am 120 Januar 1957, dem letzten Tage der durch ’

die zweite Verlängerungsverfügung bestimmten Frist, beim

Bundessozialgericht (BSG„) eingegangen° Insgesamt hat der
Vorsitzende des erkennenden Senats mit den beiden Verfü—

gungen die Bngründungsfrist um einen weiteren Monat ver—

längert, wie es der Vorschrift des 5 164 Abs° 1 Satz 2 SGG
entspricht° Im-Hinblick auf den Wortlaut dieser Vorschriftv

könnte es zwar fraglich erscheinen‚ ob die nochmalige
Fristverlängerung auf den erneuten Antrag des Klägers

bewilligt werden durfte: Der Senat konnte diese Frage je—k

noch unerörtert.lassen (vgla ähnlich BGHZ° 4 S„ 389 139Q7);
denn auf jeden Fall müßte dem Kläger wegen der etwaigen

Fristversäumnis die beantragte Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand gewährt werden, weil er sich auf die vom Se«'

natsvorsitzenden verfügte nochmalige Verlängerung der

Begründungsfrist verlassen durfte; im Sinne des @‘67 Abs° 1
SGG wäre er hiernach ohne Verschulden verhindert gewesen‚

die Frist für die Revisionsbegründung ein2ühalteri°

Die Revision, die somit den Form— und Fristerfordernisseh

des 5 164 see entspricht, ist statthaft, Weil der Kläger mit
Recht wesentliche Mängel im Verfahren des LSG„ gerügt hatc

Das LSG„ hat seiner Pflicht, den Sachverhalt von Amts we—

gen zu erforschen (ää 103, 106, 112 SGG) nicht hinreichend
genügt; auch die Grenzen des Rechts auf freie richterliche

Beweiswürdigung (@ 128 SGG) sind im angefochtenen Urteil

nach Auffassung des Senats überschritten worden„

Da Augenzeugen der dem Unfall unmittelbar vorangehenden

Ereignisse nicht vorhanden waren, mußte das LSG° von den

vom Kläger selbst gegebenen Unfallschilderungen ausgehen°
Wenn es hierbei das Schreiben des Klägers vom 4„ September

_ 8 -
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1946 gran sätzlich ihr weniger glaubhz1ft hielt als die in
der Unfallanzeige vom 51, Dezember 1945 niedergeleg ten Ange3—

hen, so erscheint dies nach Ansicht des Senats jedenfalls

nicht ohne weiteres schon — wie das LSG, angenommen hat —
durch eine "Erf hrungstatsache" gerechtfertigt, daß die

ersten Angaben eines Unfallverletzten stets glaubhafter sei—

en als spätere, zweckbestimmte Behauptungen, Der vorliegen—

de Sachverhalt entbehrt der besonderen Merkmale, bei deren

Vorlie ggen in der Rechtsprechung (vgl° Buhl° Bd, 16 S° 298 f;

e\fA„ I£ünchenBreith, 1950 s" 838 [5497) diese Annahmeals
zulässig erachtet wird° Insbesondere hat das LSG° den Um—

stand nicht beachtet, daß die Unfallanzeige die ersten Aus—

sagen des Klägers nicht wörtlich, sondern sehr gedrängt

in indirekter Form wiedergegeben hat; wenn der Kläger acht

Monate nach dem Unfall — also noch geraume Zeit vor der Be—

scheiderteilung — zur Klarstellung dieser sehr knappen >

amtlichen Feststellungen einen eigenen Unfallbericht ver—

faßt hat, so erscheint es nicht begründet, hierin von vorn—

herein "zwecibestimmte" Angaben zu erblicken, Zutreffend

hebt die Revision auch hervor, daß die Deutung, die das LSG

dem Unfallberieht des Klägers vom 4, September 1946 gegeben

hat, nicht überzeugen kann, wenn dasLSG° der Darstellung

des Klägers insoweit folgte, er habe beim Hinuntersteigen

vom Bahnsteig 1 auf das Gleis 2 den Güterzug, der ihn später

anfuhr, erblickt, jedoch angenommen,
dieser Zug werde auf

Gleis 1 einfahren, so erscheint damit unvereinbar die

Schlußfolgerung des LSG„ der Kläger habe also noch "gerau—

me Zeit" auf Gleis 2 bei der Suche nach Zigarettenresten

ver:eilt, denn der Zug müsse noch weit entfernt gewesen
«eine Die Bekundung des Klägers, er habe vermutet, daß der

von Gleis 6 oder 7 kommende Zug auf das Gleis 1 einfahren

würde, drängte vielmehr zu der Folgerung, daß die Spitze

dieses Züges im i‘rrsglichen Augenblick sich schon auf dem

uburgang za::ischen Gleis 3 und 2 befand; unter diesen Umstän—

den ware aber nech dem Bahnh01?slag eplan die Entfernung ewi—

schen dem einfuhrenden Zug und dem Standort des Klagers

..9...
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im Augenblick des Hinuntersteigens so gering gewesen, daß

es bis zum Unfallereignis nur noch wenige Sekunden dauern

konnte° Da der Kläger nach seinen Angaben mit der Einfahrt

des Zuges auf Gleis 2 nicht gerechnet haben will9 kann ihm

die Beklagte nicht entgegenhalten7 er wäre in diesem Augen—

blick angesichts eines so nahe herangekommenen Zuges be—

stimmt nicht mehr in das Gleis hinuntergestiegen° ‘

Zu Unrecht hat das LSG° den unstimmigen zeitlichen Anga—

ben des Klägers eine den Beweiswert seiner Unfallschilderung

mindernde Bedeutung beigemessen° Hierbei hätte das LSGC be—

rückeich’igen_müssen, daß die Ab— und Durchfahrtszeiten

der Züge zwar vom Kontrollapparat der Bahn genau
registriert

wurden, daß hingegen dem Kläger, dessen Beobachtungsfähig—

keit nach seiner schweren Vérletzung noch dazu sehr be—

schränkt gewesen sein dürfte, derartige Gedächtnisstützen}

fehltenc ‘ \

Entfitl somit die Möglichkeit, allein aus den schriftlichen

Uhfallschilderungen einwandfreie Tatsachenfeststellungen

über das zum Unfall führende Verhalten des Klägers zu gewin—

nen, so war das LSG° verpflichtet, den Sachverhalt unter

Ausnutzung aller sonst noch verfügbaren Beweismittel weiter

aufeuklärenc Hierzu gehörtezunächst, wie die Revision mit

Recht vorträgt, eine persönliche Anhörung des Klägers in der

mündlichen Verhandlung; einer solchen Anhörung steht nicht
entgegen, daß im Verfahren nach dem SGG eine Beweiserhebung’

durch Parteivernehmung ausgeSchlossen ist (vgl° Sozialrecht“'

sec- 5 103 BL Da 7 Nm 2T)° In der mündlichen Verhandlung
vor dem LSG„ hat — wie der Niederschrift zu entnehmen ist —
eine solche eingehende persönliche Befragung des Klägers

zwecks näherer Erläuterung seines schriftlichen Uhfallbe—

richte nicht stattgefunden° & Das LSG° hätte sich auch gedrängt

fühlen müssen‚ den Amtmann Nxxxzx als Zeugen zu vernehmeno

Dessen schriftlicher Bericht vom 26° September 1946 wie auch

die Unfallanzeige sind vor allem deshalb unzulängliche Be—

weismittel, weil darin die dem Kläger in der Senitätswache

vorgehaltenen Fragen sowie seine Antworten in so gedrängter

_l1o
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Kürze Z sammengefaßt worden sind, daß sich ein genaues
Bild von dem Verlauf dieser Unterredung nicht gewinnen läßt;
insbesondere @scheint die Möglichkeit ni ht ausgeschlossen‚

daß die Behnbeamten — aus der Situation heraus subjektiv

durchaus 08greif11 ch —dem Kläger Suggestivfragen gestellt
haben könnten, deren Sinn dieser nicht richtig aufgefaßt

hat° Stark er50hüttert wird der Beweiswert dieser dienst—
lichen BeFi euÜ€ auch — wie die Revision mit Recht geltend gg
m30ht hat — durch die erheblich eingeschränkte Aussage des
Zeugen-DLXXXXXXCin der Verhandlung vor dem OVAO; dieser hat

SiCh an ein aUSdrückliches Geständnis des Klägers, er habe
im Gleis 2 Zigarettenreste aufgesammelt, nicht erinnern

können, sondern dies nur aus dem Schweigen des Klägers ge—
folgert„ Das LSG° hätte prüfen müssen, ob im Gegensatz hier
zu der Amtmann NRxxx sich noch an bestimmte Äußerungen des
Klägers erinnern konnte und wie diese etwa gelautet haben„

Schließlich hätte das ESGCbei dem vorliegenden Sachverhalt
aUCh zwingenden Anlaß gehabt, sich durch Einnahme des

Augenscheins ein möglichst genaues Bild von der Lege der
Unfallstelle und Von den örtlichen Verhältnissen im Haupt—
bahnhof Bremen zu verschaffen° Die erst am 13° November 1957

erhobene Rüge der mangelnden örtlichen Zuständigkeit des
Vorderrichters konnte hingegen keinen‘Erfolg haben° Es konn—

te d8b81 unent50hieden bleiben, ob bei*einer statthaften
Revision noch wei tere Revis ionsgründe nachgeschoben werden

dürien, Ob dem Kläger hinsichtlich dieser Ru5e die Wieder—

einsetzung in den vorigen Stand gewährt werden müßte oder

Ob €tva die Fr age der örtlichen Zuständigkeit des Berufungs—
geric ■ts im ReVisionsverfehren von Amts wegen zu prü.ien

ist: Der Senat sah jedenfalls keine ausreichende Veranlas—

sung, von der ZU @ 215 Abs„ 8 SGG ergangenen Entecheidung
des 3: Senats d 8 BSG„ (Sozialrecht SGC % 2155310 Da 10
Nr„ 35) ■bZUW010hen; denach richte t sich in derartigen Über—
sunebi a’ll€■ die Zuständi ;:keit des LSG nachdem Sitz des
ÜVA«‚ das vorher entschieden hatte° Der Umstand9 daß es
sich im vorlieg n■en Fall um ein besonderes OVA\ cenandclt
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hat, dessen Zuständigkeitsbereich sich auf mehrere Län—

der — Niedersachsen und Bremen — erstreckte, erschien da—> ’

bei dem Senat nicht von ausschlaggebender Bedeutung°

Auf die hiernach zulässige Revision hatte der Senat'"

die Frage zu prüfen‚ ob die Vorinstanzen mit Recht den

zeitlichen Zwischenraum von 2 1/9 Jahren von der Erteilung

bis zur Anfechtung des ablehnenden Bescheides als uner—

heblich angesehen haben° Im Hinblick auf die unterblie—

bene Zustellung des Bescheides an den damaligen gesetz—

lichen Vertreter des Klägers (@@l28, 135, 1590 EVO) war
diese Frage zu bejaheno

Die Revision ist auch begründet, denn es ist nicht—aus— .

geschlossen, daß das LSG° bei Vermeidung der angeführten

Verfahrensmängel zu einem anderen Ergebnis gelangt

wäreo Der sachlich—rechtliche Standpunkt des L8Gq,

der Weg des Klägers auf dem Bahngelände nach Been—
digung der Mittagspause sei als Segenannter Betriebs—

weg (@ 542 RVG) aufzufassen, Wird nach Ansicht des

senats dem bisher ermittelten Sachverhalt gerecht;

Da mithin @543 RVGnicht anzuwenden ist, erübrigt sich

eine £rüfung der von der Beklagten aufgeworfenen Fra—

ge, ob etwa der Versicherungsschutz dadurch entfallen

konnte, daß der Kläger nicht auf dem "üblichen" Weg

zur Arbeitsstätte im Sinne dieser Vorschrift verunglückt

ist (Vglc hierzu BSG° 8 S° 53); '

Mangels ausreichender Tatsachenfeststellungen ist eine
,

Entscheidung in der Sache selbst nicht möglich° Unter
_Aufhebung des angefochtenen Urteils war die Sache da— l

her zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an den
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_ 12 _

Vorderrichter zurückzuverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließen—

den Urteil des LSG° vorbehalten„f* * 2 "
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